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Sachgebiet 2032 


Vorblatt 


Richlerbesoldung 
(Gesetzentwurf des Bundesrates) 


A. Problem 

Das Bundesverfassungsgericht hat in mehreren Entscheidungen 
zur Richterbesoldung die jeweils gleiche Einstufung von Richter- 
ämtern verschiedener Gerichtszweige gefordert. Dies muß zu 
gesetzgeberischen Konsequenzen in einigen Bundesländern 
führen und ist Anlaß dafür, die Einreihung der Richterämter in 
den Besoldungsordnungen A und B im Bundesbesoldungsgesetz 
neu zu regeln. 


B. Lösung 

Mit der vom Bundesverfassungsgericht geforderten einheit- 
lichen Einstufung von Richtern verschiedener Gerichtszweige 
sieht der Entwurf — an Stelle von Zulagen — die Durchstufung 
der Richter nach Dienstaltersstufen vor, und zwar der Richter 
im Eingangsamt von A 13 bis A 15 und der Richter im ersten 
Beförderungsamt von A 15 nach A 16. 

Außerdem will der Entwurf die Einstufung der Oberstudien- 
direktoren sowie die Stellenpläne im höheren Dienst und im 
mittleren Polizeivollzugsdienst verbessern. 


C. Alternativen 

Die Bundesregierung hat dem Gesetzentwurf grundsätzlich zu- 
gestimmt. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird 1970 mit etwa 5,8 Millionen DM 
belastet werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. Februar 1970 

1/3 — 22500 — Bu 20/12/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in der 346. Sitzung am 19. Dezem- 
ber 1969 beschlossenen 

Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Ände- 
rung des Bundesbesoldungsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Auffassung der Bundesregierung ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Gesetzes über die Einrich- 
tung eines Bundeskriminalpolizeiamtes vom 19. Sep- 
tember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1717) wird wie 
folgt geändert: 


1. § 5 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Oberstudiendirektor ist in die Be- 
soldungsgruppe A 15 oder A 16 einzureihen; in 
der Besoldungsgruppe A 15 erhält er eine Amts- 
zulage. Der Verwaltungsgerichtsrat ist bis zur 
siebenten Dienstaltersstufe in die Besoldungs- 
gruppe A 13, von der achten bis zur zwölften 
Dienstaltersstufe in die Besoldungsgruppe A 14 
und von der dreizehnten Dienstaltersstufe an in 
die Besoldungsgruppe A 15 einzureihen; -der 
Verwaltungsgerichtsdirektor ist bis zur elften 
Dienstaltersstufe in die Besoldungsgruppe A 15 
und von der zwölften Dienstaltersstufe an in die 
Besoldungsgruppe A 16 einzureihen.“ 


2. In § 5 Abs. 6 Satz 1 werden der Vomhundertsatz 
für die Besoldungsgruppen A 15 und A 16 von 
„28“ in „40“ und der Vomhundertsatz für die Be- 
soldungsgruppe A 16 von „6“ in „10“ geändert. 


3. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für Beamte und Richter im Geltungs- 
bereich des § 49 Abs. 1 ist § 5 nach Maßgabe 
der folgenden Absätze sinngemäß anzuwen- 
den.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Auf Richter und Staatsanwälte ist § 5 
Abs. 5 Satz 2 und Satz 3 sowie Absatz 6 
nicht anzuwenden. Bei einer Anwendung des 
§ 5 Abs. 4 stehen gleich dem Verwaltungs- 
gerichtsrat 

der Amtsgerichtsrat, 

der Arbeitsgerichtsrat, 


der Finanzgerichtsrat, 
der Landgerichtsrat, 
der Sozialgerichtsrat und 
der Staatsanwalt; 

dem Verwaltungsgerichtsdirektor 

der Finanzgerichtsrat 

(von der fünfzehnten Dienstalters- 
istufe an), 

der Landessozialgerichtsrat, 

der Landgerichtsdirektor 

(als Kammervorsitzender), 

der Oberlandesgerichtsrat, 

der Oberverwaltungsgerichtsrat und 

der Oberstaatsanwalt 

(als Abteilungsleiter bei einer 
Staatsanwaltschaft bei einem Land- 
gericht). 

Der Landesarbeitsgerichtsdirektor sowie der 
Senatspräsident beim Finanzgericht, beim 
Landessozialgericht, beim Oberlandesgericht 
und beim Oberverwaltungsgericht sind in die 
Besoldungsgruppe B 3 einzureihen.“ 

c) Es wird folgender Absatz 3 a eingefügt: 

„(3 a) Für Beamte im Polizeivollzugsdienst 
gilt § 30 Abs. 2 entsprechend. Das Verhältnis 
der Beförderungsämter unterhalb der ober- 
sten Landesbehörden darf nach Maßgabe 
sachgerechter Bewertung 

im mittleren uniformierten Polizeivollzugs- 
dienst 

in der Bes. -Gr. A 8 35 v. H., 

in der Bes. -Gr. A 9 (Verzahnungsamt) 20 v. H., 

im mittleren Kriminaldienst 

in der Bes. -Gr. A 8 40v. H., 

in der Bes. -Gr. A 9 (Verzahnungsamt) 50 v. H. 

der jeweiligen Gesamtzahl der Planstellen 
der Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 (Verzah- 
nungsamt) nicht überschreiten. Bei der Er- 
mittlung der Gesamtzahl sind Planstellen für 
Beamte, die sich in der Ausbildung befinden 
nicht zu berücksichtigen.“ 
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Artikel II 

(1) Die Besoldungsordnung A (Aufsteigende Ge- 
hälter) — Anlage I zum Bundesbesoldungsgesetz — ■ 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Besoldungsgruppe A 13 werden 

a) bei der Amtsbezeichnung '„Verwaltungsge- 
richtsrat" die Fußnotenhinweise durch 

die Fußnotenhinweise '*) ersetzt, 

b) folgende Fußnote angefügt: 

„^) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe 
A 14 oder A 15". 

2. In der Besoldungsgruppe A 14 werden 

a) bei der Amtsbezeichnung „Verwaltungsge- 
richtsrat" die Fußnotenhinweise durch 

die Fußnotenhinweise ®) ersetzt, 

b) die Fußnote wie folgt neu gefaßt: 

„^) Von der achten bis zur zwölften Dienst- 
altersstufe.", 

c) folgende Fußnote angefügt: 

„®) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe | 
A 13 oder A 15.". | 

j 

3. In der Besoldungsgruppe A 15 werden | 

I 

a) bei den Amtsbezeichnungen „Oberschulrat" ; 

und „Oberstudiendirektor" der Fußnotenhin- , 
weis durch die Fußnotenhinweise er- | 

setzt, 

b) bei den Amtsbezeichnungen „Senatsrat beim ^ 

Bundespatentgericht" und „Verwaltungsge- 
richtsdirektor" jeweils der Fußnotenhin- | 
weis durch die Fußnotenhinweise er- ^ 

setzt; Fußnote wird gestrichen, ' 

c) nach der Amtsbezeichnung „Verwaltungsge- i 
richtsdirektor" eingefügt „Verwaltungsge- 
richtsrat 

d) folgende Fußnoten ^), und angefügt: | 

„ Bis zur elften Dicnstaltersstufe.", | 

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe j 
A 13 oder A 14.", i 

Von der dreizehnten Dienstaltersstufe 
an.". 

4. In der Besoldungsgruppe A 16 werden 

a) nach der Amtsbezeichnung „Oberlandforst- 
meister" eingefügt „Oberschulrat ®)", „Ober- 
studiendirektor ®)", „Senatsrat beim Bundes- 
patentgericht ®)" und „Verwaltungsge- 
richtsdirektor ®)", 

b) die Worte „Oberstaatsanwalt beim Bundes- 
gerichtshof" gestrichen, 

c) folgende Fußnote ®) angefügt: 

„®) Von der zwölften Dienstaltersstufe an.". 


(2) Die Besoldungsordnung B (Feste Gehälter) 
— Anlage I zum Bundesbesoldungsgesetz — wird 
wie folgt geändert: 

1. In der Besoldungsgruppe B2 werden 

a) nach den Worten „Leitender Direktor und 
Professor ^)" eingefügt „Oberstaatanwalt 
beim Bundesgerichtshof", 

b) die Worte „Senatspräsident beim Bundes- 
patentgericht" gestrichen. 

2. In der Besoldungsgruppe B 3 wird nach den 
Worten „Präsident einer Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion ^^) eingefügt „Senatspräsident 
beim Bundespatentgericht". 


Artikel III 

(1) § 6 Abs. 3 des Ersten Besoldungsneurege- 
lungsgesetzes vom 6. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I 

S. 629) ist nicht mehr anzuwenden. 

(2) Die Länder sind verpflichtet, ihr Besoldungs- 
recht innerhalb eines Jahres nach Verkündung die- 
ses Gesetzes den Vorschriften des Artikels I anzu- 
passen. 


Artikel IV 

Bei Versorgungsbezügen, denen ein Grundgehalt 
aus der Besoldungsgruppe eines Amtes zugrunde 
liegt, das durch Artikel II dieses Gesetzes einer Be- 
soldungsgruppe mit höherem Endgrundgehalt zu- 
geteilt worden ist, tritt an die Stelle des bisherigen 
Grundgehaltes das Grundgehalt der neuen Besol- 
dungsgruppe. 


Artikel V 

Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, daß 
die Versorgungsempfänger an den Änderungen der 
Einreihung von Ämtern teilnehmen, die zur Anpas- 
sung des Landesrechts an dieses Gesetz vorgenom- 
men werden. 


Artikel VI 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


A r t i k e 1 VII 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Durch die Entscheidungen des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 4. Juni 1969 ist die Frage der ange- 
messenen Einreihung der Richterämter in die Be- 
soldungsgruppen der Besoldungsordnungen A und B 
neu aufgeworfen worden. Der Beschluß 2 BvR 86/66 

— 245/66, der wie auch die Entscheidung 2 BvR 
412/66 — 120/68 aus Verfassungsgründen die je- 
weils gleiche Einstufung von Richterämtern ver- 
schiedener Gerichtszweige fordert und damit un- 
mittelbar zu gesetzgeberischen Konsequenzen in 
mehreren Bundesländern nötigt, läßt zwar in seiner 
Beschlußformel die rahmenrechtliche Bindung der 
richterlichen Eingangsämter an die Besoldungsgrup- 
pen A 13/A 14 und der ersten Beförderungsämter an 
die Besoldungsgruppe A 15 (§ 53 Abs. 3 in Verbin- 
dung mit § 5 Abs. 6 Satz 2 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes — BBesG — ) unberührt. Das Bundesver- 
fassungsgericht hat jedoch in den Gründen dieser 
Entscheidung (vgl. auch den Beschluß 2 BvR 343/66 

— 377/66 — 333/66 — 323/66) unmißverständlich 
zum Ausdruck gebracht, daß es eine höhere Ein- 
stufung der genannten Richterämter für angmessen 
hält. 

Das politische Gewicht der Ausführungen des Bun- 
desverfassungsgerichts läßt eine generelle Neuord- 
nung der Richterbesoldung unvermeidbar er- 
scheinen. 

Dabei bietet sich an, anstelle der Gewährung der 
Zulage nach § 5 Abs. 4 letzter Halbsatz BBesG 
eine — zeitlich vorgezogene — Durchstufung in die 
nächsthöhere Besoldungsgruppe vorzusehen. Die 
durch das Erste Besoldungsneuregelungsgesetz vom 
6. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 629) eingeleitete 
Entwicklung, die auf eine Besserstellung der Richter 
in fortgeschrittenerem Lebensalter zielt, wird damit 
zugunsten einer konsequenten und klaren Lösung 
abgeschlossen. 

Die Verbesserungen zugunsten der Richter machen 
ferner eine Überprüfung der durch § 5 Abs. 6 BBesG 
gezogenen Obergrenzen für die Stellenanteile in 
der Laufbahngruppe des höheren Dienstes erfor- 
derlich. 


B. Im Einzelnen 

Artikel I 

Zu Nr. 1 

1. Durch die Neufassung des § 5 Abs. 4 BBesG 
soll die erweiterte Durchstufung der Richter in 
den Eingangsämtern und ersten Beförderungs- 
ämtern eingeführt werden. Für diese Richter- 


ämter öffnen sich damit die Besoldungsgruppen 
A 15 bzw. A 16. 

Die Zeitpunkte für die Durchstufungen sind so 
gewählt worden, daß der Richter im Eingangsamt 
in der Regel mit Vollendung des 35. Lebens- 
jahres die Besoldungsgruppe A 14 und mit Voll- 
endung des 45. Lebensjahres die Besoldungs- 
gruppe A 15 erreicht. Der Richter im ersten 
Beförderungsamt soll in der Regel mit Voll- 
endung des 43. Lebensjahres in die Besoldungs- 
gruppe A 16 gelangen. Die Durchstufung in die 
Besoldungsgruppe A 15 bzw. A 16 wird somit 
um zwei bzw. sechs Jahre früher eintreten als 
der Zeitpunkt, zu dem derzeit die Zulage in 
Höhe von 75 v. H. des Unterschiedes zum End- 
grundgehalt der nächsthöheren Besoldungsgruppe 
gewährt wird. 

2. Satz 1 der neugefaßten Vorschrift ermöglicht 
es, für Oberstudiendirektoren neben der Besol- 
dungsgruppe A 15 mit Amtszulage auch die Be- 
soldungsgruppe A 16 vorzusehen. Diese Rege- 
lung ist im Hinblick auf die Verbesserungen zu- 
gunsten entsprechender Richterämter erforder- 
lich, zumal die Stellenverhältnisse im höheren 
Schuldienst vergleichsweise ungünstig sind. 

Die Besoldungsgruppe A 16 soll — auch mit 
Rücksicht auf die Einstufung der Beamten im 
Schulaufsichtsdienst — für die Leiter besonders 
großer Schulen Vorbehalten bleiben. 

Zu Nr. 2 

Die besoldungsmäßige Einordnung der Richter- 
ämter kann nicht isoliert von den Stellenverhältnis- 
sen in den Laufbahnen der Beamten des höheren 
Dienstes gesehen werden. Die Grundsätze der ver- 
gleichenden Ämterbewertung und die personalpoli- 
tische Notwendigkeit, die Voraussetzungen für die 
Gewinnung qualifizierten Beamtennachwuchses 
auch für die Zukunft zu erhalten, gebieten es, die 
Beamten des höheren Dienstes an den Verbesserun- 
gen zugunsten der Richter angemessen teilhaben zu 
lassen. Dies soll durch die Änderung der Obergren- 
zen für den Stellenanteil der Besoldungsgruppen 
Ä 15 und Ä 16 ermöglicht werden. 

Die erweiterte Durchstufung gemäß Ärtikel I Nr. 1 
wird sich dahin auswirken, daß etwa 50 v. H. der 
Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit und der 
Staatsanwälte den Besoldungsgruppen Ä 15 und 
A 16 angehören werden. Dieser Anteil wird sich 
angesichts der derzeitigen Altersschichtung noch 
verbessern. Die Verhältnisse in den anderen 
Gerichtszweigen sind noch günstiger. Die in Nr. 2 
getroffene Regelung für die Beamten wird den 
Richtern somit noch einen erheblichen Bewertungs- 
vorsprung lassen. 
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Zu Nr. 3 

In den rahmenreichen Einreihungsvorschriften für 
die Richterämter in den Ländern soll der Finanz- 
gerichtsrat wie bisher eine Sonderstellung einneh- 
men. Zur Vermeidung eines unorganischen Sprunges 
von Besoldungsgruppe A 14 nach Besoldungsgruppe 
A 16 ist für die Durchstufung des Finanzgerichtsrats 
nach Besoldungsgruppe A 16 der Zeitpunkt des 
Erreichens der 15. Dienstaltersstufe vorgesehen. Die 
durch die Finanzgerichtsverfassung bedingte Stel- 
lung des Finanzgerichtsrats zwischen den Richtern 
an den unteren Gerichten und den beisitzenden 
Richtern an den oberen Landesgerichten wird durch 
diese Lösung auch besoldungsmäßig zum Ausdruck 
gebracht. 

Nach dem Wegfall von § 53 Abs, 3 Satz 2 BBesG 
soll die rahmen rechtliche Bindung für den Ober- 
staatsanwalt als Abteilungsleiter bei einer land- 
gerichtlichen Staatsanwaltschaft erhalten bleiben. 
Ebenso erscheint die rahmenrechtliche Bindung der 
nach Besoldungsgruppe B 3 einzureihenden Richter- 
ämter in den Ländern angezeigt. 

Ferner ist eine rahmenrechtliche Bindung der Ober- 
grenzen für die Beförderungsämter im mittleren 
Polizeivollzugsdienst vorgesehen. Diese rahmen- 
rechtliche Bindung erscheint geboten, um ein wei- 
teres Auseinanderfallen der Beförderungsverhält- 
nisse in den einzelnen Ländern zu verhindern. 

Artikeln 

Der Gleichbewertung der Senatsräte beim Bundes- 
patentgericht mit dem Verwaltungsgerichtsdirektor 
wird durch ihre entsprechende Höhergruppierung 
Rechnung getragen. Entsprechendes gilt für die 
Gleichstellung des Senatspräsidenten beim Bundes- 
patentgericht mit den vergleichbaren Richterämtern 
an den obersten Gerichten der Länder. Die Ab- 
hebung des Oberstaatsanwalts beim Bundesgerichts- 
hof von dem Oberstaatsanwalt als Abteilungsleiter 
einer Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht 
wird mit seiner Höherstufung von Besoldungs- 
gruppe A 16 in Besoldungsgruppe B 2 aufrechter- 
halten. 

Im übrigen erhält Artikel II die durch Artikel I 
erforderlich gewordenen Änderungen der Besol- 
dungsordnung A, 

Artikel III 

Die Ausnahmevorschrift des § 6 Abs. 3 des Ersten 
Besoldungsneuregelungsgesetzes ist nach der Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts 2 BvR 
86/66 — 245/66 vom 4. Juni 1969 als verfassungs- 


widrig anzusehen j sie ist daher nicht mehr anzu- 
wenden. 

Die Änderung der Rahmenvorschriften wird zahl- 
reiche Änderungen in den Landesbesoldungsgeset- 
zen bezüglich der Richterämter, aber auch bezüglich 
anderer Ämter zur Folge haben. Es erscheint ange- 
messen, den Ländern zur Angleichung ihrer Gesetze 
an die Rahmenvorschriften des Bundes ausdrücklich 
im Gesetz eine angemessene Frist ähnlich wie im 
Zweiten Besoldungsneuregelungsgesetz einzuräu- 
men, 

Artikel IV 

Artikel IV läßt die Versorgüngsempfänger des Bun- 
des an den Hebungen teilnehmen, die die Beamten 
und Richter durch Artikel II erfahren. 

Es ist davon abgesehen worden, die Änderungen in 
der Einstufung der Ämter (Ärtikel II) bei den Ver- 
^sorgungsansprüchen der nach dem Gesetz zu Arti- 
kel 131 des Grundgesetzes berechtigten Personen 
zu berücksichtigen. Hierfür wäre eine Änderung der 
Anlage 8 des Zweiten Besoldungsneuregelungsge- 
setzes erforderlich, deren Einstufungen Mittelwerte 
der in . den Ländern vorgenommenen Einstufungen 
darstellen. Eine Änderung der Anlage 8 erscheint 
erst möglich, wenn die Länder ihr Landesrecht an- 
gepaßt haben. 

Artikel V 

In Ausführung des § 50 Abs, 1 Satz 2 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes gestattet Artikel V den Lan- 
dern, die Versorgungsempfänger an den Hebimgen 
teilnehmen zu lassen, die ihre Amtsnachfolger durch 
die Anpassung des Landesrechts an dieses Gesetz 
erfahren. 

Artikel VI 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel VII 

Da für strukturelle Veränderungen tunlichst keine 
Rückwirkung vorgesehen werden sollte, genügt es, 
das Inkrafttreten des Gesetzes am Tage nach seiner 
Verkündung vorzusehen. Auch die Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichtes zur Richterbesol- 
dung zwingen nicht zu einem rückwirkenden In- 
krafttreten der Änderungsvorschriften. Ein rück- 
wirkendes Inkraft setzen des Gesetzes würde im 
übrigen die Richter vor den Verwaltungsbeamten 
unnötig bevorzugen, weil die Ausnutzung der ver- 
besserten Obergrenze für A 15 und A 16 kaum 
rückwirkend möglich wäre. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem vom Bundesrat vorgelegten Entwurf 
eines Siebenten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesbesoldungsgesetzes 


Die Bundesregierung stimmt dem Gesetzentwurf 
grundsätzlich zu. Die Regelung in Artikel IV bedarf 
jedoch einer Ergänzung hinsichtlich der unter das 
Gesetz zu Artikel 131 GG fallenden Versorgungs- 
empfänger. Eine entsprechende Formulierung wird 
im Benehmen mit den Ländern im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens vorgeschlagen 
werden. 
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